Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Wohnungsbaupolitik 


In seiner Regierungserklärung vom 18. Januar 1973 hat der 
Bundeskanzler angekündigt, daß die bisherige Wohnungs- 
politik fortgeführt und der Erwerb von Wohneigentum im Rah- 
men des sozialen Wohnungsbaues erleichtert werden soll. Lei- 
der hat der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau auf Seiner Pressekonferenz am 7. Februar 1973 keine 
konkreten Angaben darüber gemacht, welche Vorstellungen die 
Bundesregierung über die Fortführung des sozialen Wohnungs- 
baues hat, der noch im Jahre 1964 ein Fertigstellungsergebnis 
von rd. 250 000 Wohnungen, im Jahre 1971 aber nur noch von 
rd. 149 000 Wohnungen zu verzeichnen hatte (vgl. Bundesbau- 
blatt 1972 S. 323). Insbesondere sind Zahlenangaben über das 
angestrebte Volumen des sozialen Wohnungsbauprogramms 
und die Möglichkeiten seiner Finanzierung in Anbetracht der 
rapide gestiegenen Baukosten zu vermissen. Aufgefallen ist 
auch, daß in dem Jahresbericht 1971 über den sozialen Woh- 
nungsbau nicht mehr wie früher eine Aufschlüsselung nach dem 
ersten und zweiten Förderungsweg erfolgt ist. Eine weitere 
Verlagerung des sozialen Wohnungsbaues auf den zweiten 
Förderungsweg müßte zwangsläufig zu Lasten der einkom- 
mensschwächeren Teile der Bevölkerung gehen, namentlich bei 
der Bildung von Einzeleigentum. Besonders besorgniserregend 
ist dabei auch die Mietenentwicklung, wenn die Meldungen zu- 
treffen, daß in den Ballungsgebieten Kostenmieten bis zu 
6,50 DM je qm Wohnfläche im Monat genehmigt werden, die 
den einkommensschwächeren Bevölkerungsschichten praktisch 
den Zugang zur Sozialwohnung verschließen. Bei der Einbrin- 
gung des Entwurfs eines Gesetzes zur Förderung von Woh- 
nungseigentum und Wohnbesitz im sozialen Wohnungsbau 
(Bundesratsdrucksache 141/73) hat die Bundesregierung im Vor- 
blatt zu der Drucksache auf eine notwendige Umschichtung der 
Wohnungsbauförderungsmittel hingewiesen, auch hier wieder 
ohne irgendwelche näheren Angaben. 
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Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. Wieviel Wohnungen sind in den Jahren 1971 und 1972 (für 
1972 ggf. schätzungsweise) 

a) insgesamt fertiggestellt worden, 

b) im Rahmen des sozialen Wohnungsbaues - getrennt 
nach erstem und zweitem Fördervmgsweg - fertig- 
gestellt imd wieviel gefördert worden? 

Wieviel fertiggestellte Wohnungen entfallen davon auf 
Wohnungen, die nicht der Deckung des allgemeinen Woh- 
nungsbedarfs dienen, insbesondere auf freifinanzierte oder 
steuerbegünstigte Zweit- und Drittwohnungen usw.? 

2. Wieviel Wohnungen entfallen dabei jeweils auf Eigen- 
tumsmaßnahmen (Familienheime und Eigentumswoh- 
nungen)? 

3. Was gedenkt der Bundesminister für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau dagegen zu tun, daß sich im sozialen 
Wohnungsbau Kostenmieten bis zu 6,50 DM ergeben, die 
in wenigen Jahren vor allem durch den stufenweisen Weg- 
fall der befristeten Subventionen bis zum Doppelten 
ansteigen werden? 

4. In welcher Höhe wurden für die Förderung des Wohnungs- 
baues in den Jahren 1971 und 1972 Haushaltsmittel bereit- 
gestellt 

a) vom Bund, 

b) von den Ländern und 

c) von den Gemeinden? 

5. Wieviel Mittel hat der Bund in den Jahren 1971 und 1972 
bereitgestellt 

a) für das sogenannte Regionalprogramm (unter Auf- 
schlüsselung nach den einzelnen Jahresraten für die 
beiden zwölfjährigen Förderungsprogramme), 

b) für das sogenannte Intensivprogramm (unter Angabe 
der Ergänzungsmittel der Länder), 

c) für den übrigen sozialen Wohnungsbau? 

Wieviel Wohnungen sind im Rahmen des Regionalpro- 
gramms und des Intensivprogramms gefördert worden? 
Wieviel Wohnungen entfallen in den beiden Regionalpro- 
grammen auf Mietwohnungen und wieviel auf Eigentums- 
maßnahmen? 

6. Welche Mittel hat der Bund für die Förderung des Woh- 
nungsbaues (getrennt nach den einzelnen Programmen) in 
dem soeben verabschiedeten Bundeshaushaltsplan 1973 
vorgesehen? 
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7. Welche Vorstellungen hat der Bundesminister für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau über die angekündigte 
Umschichtung der Wohnungsbauförderungsmittel? 

8. Wie sind in den letzten drei Jahren bis heute die Bauland- 
preise im Verhältnis zu den Baukosten angestiegen? 

9. Wieviel Mittel sind vom Bund in den Jahren 1971 und 1972 
nach den §§ 71 ff. des Städtebauförderungsgesetzes den 
Ländern zur Verfügung gestellt, bzw. zugesagt worden? 
Wieviel Sanierungsvorhaben, wieviel Entwicklungsvor- 
haben sind damit gefördert worden? Wieviel Vorhaben, 
die dem Bund von den Ländern zur Aufnahme in das Bun- 
desprogramm vorgelegt wurden, konnten nicht berücksich- 
tigt werden? Welche Bundesmittel sind für 1973 vor- 
gesehen? 

10. In welcher Höhe könnten nach Auffassung des Bundes- 
ministers für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Haushaltsmittel künftig eingespart und der Förderung des 
sozialen Wohnungsbaues zugeführt werden, wenn die 
Steuervergünstigungen, insbesondere nach § 7 Abs. 5 und 
§ 7 b des Einkommensteuergesetzes für den Teil des Woh- 
nungsbaues abgebaut werden, der nicht der Befriedigung 
des allgemeinen Wohnungsbedarfs dient, insbesondere für 
Zweit- und Drittwohnungen usw.? 

11, Ist der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau bereit, falls die Frage zu 10. nicht beantwortet 
werden kann, unverzüglich entsprechende Erhebungen an- 
zustellen und deren Ergebnis bekanntzugeben? 


Bonn, den 22. Februar 1973 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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